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2. Erhöhung des Verfügungssatzes für den monatlichen Ein­
kauf,

3. Verlängerung der Aufenthaltsdauer im Freien,
4. Erteilung von Genehmigungen zur individuellen Ausge­

staltung arbeitsfreier Zeit, der erweiterten Ausstattung 
von Verwahrräumen und zum Tragen eigener Beklei­
dungsstücke,

5. Gewährung von Urlaub aus dem Strafvollzug.
(5) Anerkennungen sind unverzüglich nach Bekanntwerden 

des gegebenen Anlasses auszusprechen.

§32
Disziplinarbestimmungen

(1) Bei schuldhaften Verstößen Strafgefangener gegen die 
Pflichten und Verhaltensregeln sind Disziplinarmaßnahmen 
anzuwenden.

(2) Eine Disziplinarmaßnahme darf nur angewandt werden, 
wenn der Sachverhalt gründlich untersucht und geklärt wurde. 
Dazu ist der Strafgefangene zu hören, und ihm ist Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu dem gegen ihn erhobenen Vorwurf zu 
geben. Die Anwendung einer Disziplinarmaßnahme erfolgt 
individuell und muß der Schwere des Verstoßes angemessen 
sein. Sie ist nicht mehr anzuwenden, wenn der Anlaß dafür 
länger als 3 Monate zurückliegt. Es ist unzulässig, einen Ver­
stoß durch mehrere Disziplinarmaßnahmen zu ahnden.

(3) Disziplinarmaßnahmen sind:
1. Ausspruch einer Mißbilligung,
2. Verwarnung durch eine Aussprache mit Androhung einer 

strengeren Disziplinarmaßnahme,
3. Einschränkung, oder Entzug von Vergünstigungen,
4. Einschränkung des Verfügungssatzes für den monatlichen 

Einkauf,
5. Arrest.

(4) Der Arrest darf 21 Tage, bei Jugendlichen 14 Tage, nicht 
übersteigen. Arrest darf nur ausgesprochen werden, wenn 
andere Disziplinarmaßnahmen wiederholt ohne Erfolg ange­
wandt wurden oder auf Grund der Schwere des Verstoßes 
die sofortige nachdrückliche Disziplinierung im Interesse der 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Gewährleistung der Si­
cherheit diese Disziplinarmaßnahme erforderlich macht. Wäh­
rend des Arrestes sind die Strafgefangenen unter ärztlicher 
Kontrolle zu halten.

(5) Die Anwendung von Disziplinarmaßnahmen schließt eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit der Strafgefangenen nicht 
aus.

§33
Sicherungsmaßnahmen

(1) Sicherungsmaßnahmen gegen Strafgefangene dürfen nur 
angewandt werden, wenn sie zur Verhinderung eines körper­
lichen Angriffs auf Strafyollzugsarigehörige, andere Perso­
nen oder Strafgefangene, einer Flucht sowie zur Aufrecht­
erhaltung der Sicherheit und zur Verhinderung eines An­
griffs eines Strafgefangenen auf das eigene Leben erforder­
lich sind.

(2) Die Anwendung von Sicherungsmaßnahmen darf den 
Grad der Gefährlichkeit des Anlasses nicht ^übersteigen und 
nur so lange andauern, bis der Zweck der Maßnahme erreicht 
ist. Die Anwendung von Sicherungsmaßnahmen ist anzudro­
hen, sofern nicht die Notwendigkeit der Abwendung einer 
unmittelbaren Gefahr besteht. Ihre Anwendung schließt Dis­
ziplinarmaßnahmen oder eine strafrechtliche Verfolgung nicht 
aus.
' (3) Sicherungsmaßnahmen sind: -

1. Entzug von Einrichtungs- oder sonstigen Gegenständen, 
wenn zu befürchten ist, daß sie zu Angriffen gegen andere 
Personen oder auf das eigene Leben mißbraucht werden 
können,

2. Absonderung von anderen Strafgefangenen oder Unter­
bringung in Einzelhaft.

(4) Die Verfügung zur Anwendung von Sicherungsmaßnah­
men obliegt den Leitern der Strafvollzugseinrichtungen oder 
der Jugendhäuser.

(5) Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges sind nur zuläs­
sig, wenn auf andere Weise ein Angriff auf Leben oder Ge­
sundheit oder ein Fluchtversuch nicht verhindert oder Wider­
stand gegen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicher­
heit nicht beseitigt werden können.

(6) Die Anwendung der Schußwaffe entsprechend der 
Schußwaffengebrauchsbestimmung darf nur bei Vorliegen der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten Bedingungen im äußersten 
Falle erfolgen.

K a p i t e l  IV 
Rechte und Pflichten der Strafgefangenen

Rechte der Strafgefangenen
, § 34 •

(1) Strafgefangenen wird beim Vollzug der Strafen mit 
Freiheitsentzug die Wahrnehmung ihrer Rechte entsprechend 
den Bestimmungen dieses Gesetzes gesichert. Sie haben ins­
besondere das Recht auf

1. ordnungsgemäße Unterbringung, 'Bekleidung und Ernäh­
rung,

2. täglichen Aufenthalt im Freien,
3. tägliche zusammenhängende Schlafenszeit von mindestens 

8 Stunden,
4. eine den sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen 

entsprechende unentgeltliche medizinische Betreuung und 
Versorgung,

5. aktive Einbeziehung in den Erziehungsprozeß einschließ­
lich der Mitwirkung an der Gestaltung der arbeitsfreien 
Zeit sowie der Festigung der Disziplin,

6. Einsatz zu gesellschaftlich nützlicher Arbeit unter Ein­
haltung der Rechtsvorschriften über die Arbeitszeit und 
auf Arbeitsvergütung,

7. schöpferische Mitarbeit im Prozeß der gesellschaftlich 
nützlichen Arbeit, insbesondere Teilnahme am Produk­
tionswettbewerb, an Produktionsberatungen und an der 
Neuerertätigkeit,

8. Erwerb von Waren des persönlichen Bedarfs, Bezug von 
Tageszeitungen, Büchern und anderen Publikationen, die 
in der Deutschen Demokratischen Republik zum Vertrieb 
zugelassen sind, sowie finanzielle und materielle Unter­
stützung der Angehörigen,

9. persönliche Verbindungen,
10. Wahrung ihrer Interessen in zivil-, familien-, arbeits- 

und strafrechtlichen Angelegenheiten einschließlich des 
Rechts, sich vertreten zu lassen.

(2) Strafgefangenen wird bei Zugehörigkeit zu einer Reli­
gionsgemeinschaft auf Wunsch religiöse Betätigung ermög­
licht.

(3) Strafgefangene, die nicht Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik sind, haben außerdem das Recht, mit der 
diplomatischen oder der zuständigen konsularischen Vertre­
tung ihres Heimatstaates oder der Vertretung des Staates, die 
ihre Betreuung wahrnimmt, in Verbindung zu treten, sofern 
das vertraglich vereinbart wurde oder auf der Basis der Ge­
genseitigkeit.

(4) Die Rechte der Strafgefangenen können nur soweit ein­
geschränkt werden, wie das gesetzlich zulässig und im Inter­
esse der Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung not­
wendig ist.

§ 35.
(1) Strafgefangene haben das Recht, Eingaben einzureichen.
(2) Gegen die Anwendung von Disziplinär- und Sicherungs­

maßnahmen sowie gegen Verfügungen zu Schadenersatzlei­
stungen nach § 37 Abs. 3 dieses Gesetzes haben sie das Recht 
der Beschwerde an den Leiter der Strafvollzugseinrichtung 
oder des Jugendhauses. Die Beschwerde hat keine aufschie­
bende Wirkung. Die Strafgefangenen sind über ihr Be­
schwerderecht zu belehfen.


